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A. PRÜFUNGSAUFTRAG UND ERKLÄRUNG DER UNABHÄNGIGKEIT

I. PRÜFUNGSAUFTRAG

Vom Rechnungsprüfungsausschuss des

Rhein-Sieg-Kreises, Siegburg 

(im Folgenden auch „Rhein-Sieg-Kreis“ oder „Kreis“ genannt)

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 

2022 benannt. Daraufhin beauftragte uns der Landrat des Kreises mit der Prüfung

— des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchführung sowie 

— des Lageberichts

für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 nach § 53 KrO NRW i. V. m. 

§ 102 GO NRW und entsprechend §§ 317 ff. HGB.  

Die Prüfung erfolgte zur Erfüllung der gesetzlichen Prüfungspflicht nach § 102 Abs. 1 GO NRW 

analog § 316 Abs. 1 Satz 1 HGB.

Dieser Bericht ist ausschließlich an den Rhein-Sieg-Kreis gerichtet.  

Die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit unterliegen — auch im Verhältnis 

zu Dritten — den Besonderen Auftragsbedingungen der BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

(BAB) sowie den Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 (AAB), die diesem Bericht als Anlage II beigefügt sind.  

II. ERKLÄRUNG DER UNABHÄNGIGKEIT

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren 

Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 



WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS

Seite 2

B. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS

Wir haben zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht des Rhein-Sieg-Kreises, Siegburg, für das 

Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 in den diesem Bericht als Anlage I 

(Jahresabschluss und Lagebericht) beigefügten Fassungen den am 21. Juni 2023 in Bonn unter-

zeichneten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk wie folgt erteilt:  

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An den Rhein-Sieg-Kreis, Siegburg  

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES

PRÜFUNGSURTEIL ZUM JAHRESABSCHLUSS  

Wir haben den Jahresabschluss des Rhein-Sieg-Kreis, Siegburg — bestehend aus der Bilanz zum 

31. Dezember 2022, der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilergebnisrechnungen und 

den Teilfinanzrechnungen für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022

sowie den Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — 

unter Einbeziehung der Buchführung geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Kreisordnung 

(KrO NRW) für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfa-

len (KomHVO NRW) und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Rhein-Sieg-Kreises zum 31. Dezem-

ber 2022 sowie ihrer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 

2022. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

GRUNDLAGE FÜR DAS PRÜFUNGSURTEIL ZUM JAHRESABSCHLUSS

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses nach § 53 KrO NRW i. V. m. § 102 GO NRW in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
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Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „VERANTWORTUNG 

DES ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES“ unseres Bestätigungsver-

merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Rhein-Sieg-Kreis unabhängig in Übereinstim-

mung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-

sere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.

VERANTWORTUNG DES LANDRATS UND DES 
RECHNUNGSPRÜFUNGSAUSSCHUSSES FÜR DEN JAHRESABSCHLUSS

Der Landrat ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften 

der Kreisordnung (KrO NRW) für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Gemeinde-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kommunalhaushaltsverordnung 

Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Rhein-Sieg-Kreises vermittelt. Fer-

ner ist der Landrat verantwortlich für die internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit 

den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die 

Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-

lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermö-

gensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Landrat dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 

Rhein-Sieg-Kreises zur Fortführung seiner Tätigkeit, d. h. der stetigen Erfüllung der Aufgaben, zu 

beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der ste-

tigen Erfüllung seiner Aufgaben, sofern einschlägig, anzugeben. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses des Rhein-Sieg-Kreises zur Aufstellung des Jahresabschlusses.

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern ist, den Vorschriften der Kreisordnung (KrO NRW) für das Land Nordrhein-Westfalen in 

Verbindung mit der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kom-

munalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und den ergänzenden Bestim-

mungen der Satzung entspricht, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-

fungsurteile zum Jahresabschluss beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen 

Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-

weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-

resabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus

— identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prü-

fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 

die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu die-

nen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstel-

lungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultie-

rende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen 

kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-

rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

— gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-

keit dieser Systeme des Rhein-Sieg-Kreises abzugeben.

— beurteilen wir die Angemessenheit der vom Landrat angewandten Rechnungslegungsme-

thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-

schätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

— ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des vom Landrat angewandten 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Tätigkeit des Rhein-Sieg-Kreises so-

wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-

heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit des Rhein-Sieg-Kreises zur Fortführung seiner Tätigkeit aufwer-

fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-

steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 

unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 

auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-

nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 

der Rhein-Sieg-Kreis die stetige Aufgabenerfüllung nicht mehr sicherstellen kann. 
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— beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäfts-

vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Rhein-Sieg-Kreises vermit-

telt.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 

etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest-

stellen.
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHEN ANFORDERUNGEN

Vermerk über die Prüfung des Lageberichts

Prüfungsurteil zum Lagebericht  

Wir haben den Lagebericht des Rhein-Sieg-Kreises, Siegburg, für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 

2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse vermittelt der 

beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Rhein-Sieg-Kreises. In 

allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-

spricht den Vorschriften der Kreisordnung (KrO NRW) des Landes Nordrhein-Westfalen in Verbin-

dung mit der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kommunal-

haushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und stellt die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für das Prüfungsurteil zum Lagebericht 

Wir haben unsere Prüfung des Lageberichts unter Beachtung des International Standard on As-

surance Engagements (ISAE) 3000 (Revised) durchgeführt. 

Danach wenden wir als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Qualitätsstan-

dards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) an. Die 

Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprü-

fer/vereidigte Buchprüfer einschließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir ein-

gehalten.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ange-

messen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen.

Verantwortung des Landrats und des Rechnungsprüfungsausschusses für den Lagebericht 

Der Landrat ist verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der den Vorschriften der 

Kreisordnung (KrO NRW) für des Landes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Gemeinde-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kommunalhaushaltsverordnung 

Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung in allen 
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wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Lagebericht ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Rhein-Sieg-Kreises

vermittelt. Ferner ist der Landrat verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-

teme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichtes in Übereinstim-

mung mit den anzuwendenden Vorschriften der Kreisordnung (KrO NRW) des Landes Nordrhein-

Westfalen in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und den ergänzen-

den Bestimmungen der Satzung zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für 

die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses des Rhein-Sieg-Kreises zur Aufstellung des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Lagebericht in allen 

wesentlichen Belangen den Vorschriften der Kreisordnung (KrO NRW) für das Land Nordrhein-

Westfalen in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und den ergänzen-

den Bestimmungen der Satzung entspricht und in Einklang mit dem 

Jahresabschluss steht.

Die Ausführungen zur Verantwortung des Abschlussprüfers zur Prüfung des Jahresabschlusses gel-

ten gleichermaßen für die Prüfung des Lageberichts mit der Ausnahme, dass wir nicht beurteilen, 

ob der Lagebericht die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass er 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Rhein-Sieg-Krei-

ses vermittelt.

Des Weiteren führen wir Prüfungshandlungen zu den vom Landrat dargestellten zukunftsorien-

tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 

vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben vom Landrat zugrunde 

gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunfts-

orientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-

orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 

ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass zukünftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-

orientierten Angaben abweichen. 
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C. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

I. STELLUNGNAHME ZUR LAGEBEURTEILUNG DES LANDRATS

Aus dem vom Landrat des Rhein-Sieg-Kreises aufgestellten Lagebericht heben wir folgende Anga-

ben hervor, die unseres Erachtens für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Rhein-Sieg-

Kreises sowie der zukünftigen Entwicklung des Kreises mit ihren wesentlichen Chancen und Risi-

ken von besonderer Bedeutung sind:

— Der planmäßig einen Fehlbedarf in Höhe von EUR 11.067.746,00 ausweisende Haushalt 2022 

schließt mit einem Jahresüberschuss in der Ergebnisrechnung in Höhe von EUR 17.869.110,94 

(Vorjahr: rd. EUR 2,5 Mio.) und damit einer Verbesserung gegenüber der Planung von rd. 

EUR 28,9 Mio. ab.

— Gemäß dem „Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie und dem Krieg gegen die 

Ukraine folgenden Belastungen in den kommunalen Haushalten und zur  Sicherung der kom-

munalen Handlungsfähigkeit sowie zur Anpassung weiterer landesrechtlicher Vorschriften“ 

(NKF-CUIG) ist bei der Aufstellung des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2022 die 

Summe der Haushaltsbelastungen infolge der COVID-19-Pandemie im Umfang von rd. 

EUR 0,9 Mio. (Vorjahr: rd. EUR 3,1 Mio.) sowie erstmalig des Kriegs gegen die Ukraine in 

Höhe von EUR 3,9 Mio. ermittelt und durch Ausweis eines außerordentlichen Ertrags isoliert 

worden. 

— Zur Sicherstellung der Liquidität bestanden zum 31. Dezember 2022 stichtagsbezogen keine 

Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten. 

— Investitionskredite wurden in Höhe von rd. EUR 10,3 Mio. getilgt, neue Kredite wurden nicht 

aufgenommen. Noch nicht in Anspruch genommene Kreditermächtigungen für Investitionen 

wurden in Höhe von rd. EUR 41,6 Mio. in das Haushaltsjahr 2023 übertragen. 

— Das Eigenkapital des Rhein-Sieg-Kreises beläuft sich zum 31. Dezember 2022 auf rd. 

EUR 160,7 Mio. (Vorjahr rd. EUR 142,9 Mio.) und beinhaltet eine Ausgleichsrücklage in Höhe 

der auf Grundlage entsprechender Kreistagsbeschlüsse zugeführten Jahresüberschüsse 2013 

bis 2021 von insgesamt rd. EUR 75,1 Mio. 

— Der Hebesatz für die allgemeine Kreisumlage betrug für 2022 29,50 %. Der Rhein-Sieg-Kreis 

zeichnet sich damit nach wie vor im Landesvergleich durch einen unterdurchschnittlichen 

Umlagebedarf je Einwohner aus. Auch für das Jahr 2023 wurde der Hebesatz mit dem Dop-

pelhaushalt 2023/2024 auf 29,50 % festgesetzt. Für das Jahr 2024 ist eine Anhebung auf 

29,67 % vorgesehen. Diese Stabilisierung der Kreisumlage war nur aufgrund des planmäßigen 

Einsatzes von Eigenkapital aus der Ausgleichsrücklage möglich (2023: rd. EUR 16,3 Mio. und 

2024: rd. EUR 37,9 Mio.). 
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— Die an den Landschaftsverband Rheinland (LVR) zu entrichtende Landschaftsumlage hat be-

deutenden Einfluss auf die Finanzlage des Kreises und damit auch auf die Entwicklung der 

allgemeinen Kreisumlage. Für das Jahr 2022 wurde der Umlagesatz aufgrund der positiven 

Entwicklungen des Steueraufkommens auf 15,20 % (Vorjahr: von 15,70 %) abgesenkt. Auf-

grund der positiven Effekte aus dem Finanzausgleich hat der LVR mit dem Nachtragshaushalt 

2023 den Umlagesatz moderat auf 15,30 % (anstelle wie ursprünglich vorgesehen auf 16,65 %) 

angehoben. Für das Jahr 2024 wurde eine weitere Anhebung des Umlagesatzes auf 15,95 % 

avisiert. 

— Der Sanierungsbedarf im Gebäude- und Straßenbestand des Kreises hatte in den vergangenen 

Jahren in größerem Umfang zu Rückstellungsbildungen für Instandhaltungen geführt. Auch in 

2022 wurden die sich aus dem Sanierungsbedarf ergebenden bekannten finanziellen Risiken 

aufgegriffen und entsprechende Rückstellungen gebildet. 

— Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, dass der öffentliche Gesundheitsdienst auch 

perspektivisch verstärkt werden muss. Im Rahmen des „Paktes für den Öffentlichen Gesund-

heitsdienst“ stellt der Bund bis Ende 2026 EUR 4 Mrd. bereit. Davon soll ein wesentlicher Teil 

zur personellen Verstärkung der örtlichen Gesundheitsämter genutzt werden. 

— In 2022 stellte der Krieg in der Ukraine und die in der Folge daraus entstandene Flüchtlingssi-

tuation die Kreisverwaltung vor große Herausforderungen. Wie bereits zur Bewältigung der 

Corona-Pandemie gelang die kurzfristig erforderliche Hilfestellung für die Geflüchteten nur 

durch Rekrutierung von Personal aus allen Bereichen der Verwaltung sowie durch die befris-

tete Einstellung zusätzlichen Personals. 

— Die Haushaltslage des Rhein-Sieg-Kreises ist trotz planmäßiger Fehlbeträge weiterhin als ro-

bust zu bezeichnen. In der Ausführung der Haushalte haben sich aus unterschiedlichen Grün-

den Verbesserungen ergeben, die zu positiven Rechnungsergebnissen geführt haben.  Dies er-

möglichte es, auch im Rahmen der Haushaltsplanung 2023/2024 zur Entlastung der Städte 

und Gemeinden Eigenkapital im Umfang von über EUR 60 Mio. bis 2027 einzusetzen. Für die 

kommenden Jahre wird entscheidend sein, wie sich zum Beispiel der Ukraine-Krieg oder die 

Belastungen im Bereich des ÖPNV auswirken. Unter anderem davon wird es abhängen, wie 

sich die öffentlichen Haushalte insgesamt entwickeln und wie groß demzufolge die Unterstüt-

zung der kommunalen Ebene durch Bund und Land sein wird bzw. sein kann. Die kommunale 

Familie von Gemeinden, Kreisen und Landschaftsverbänden wird allein voraussichtlich nicht 

in der Lage sein, diese Auswirkungen zu tragen. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse vermittelt der 

Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Rhein-Sieg-Kreises. In allen wesent-

lichen Belangen stellt der Lagebericht die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend dar.
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II. FESTSTELLUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

1. BUCHFÜHRUNG UND WEITERE GEPRÜFTE UNTERLAGEN

Die Buchführung entspricht nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den ge-

setzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und — sofern 

einschlägig — den ergänzenden Bestimmungen der Satzung (Hauptsatzung). Die den weiteren ge-

prüften Unterlagen entnommenen Informationen sind in der Buchführung, im Jahresabschluss 

und im Lagebericht in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß abgebildet.

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unserer Feststellung grundsätzlich 

geeignet, die Sicherheit der verarbeiteten rechnungslegungsrelevanten Daten zu gewährleisten.

2. JAHRESABSCHLUSS

Der von uns geprüfte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. De-

zember 2022 ist diesem Bericht als Anlage I beigefügt. Er entspricht nach unserer Beurteilung 

aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse in allen wesentlichen Belangen den ge-

setzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und — sofern 

einschlägig — den ergänzenden Bestimmungen der Satzung. 

Die Bilanz und die Ergebnisrechnungen und Finanzrechnungen wurden ordnungsgemäß aus der 

Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Eröffnungsbilanzwerte wur-

den ordnungsgemäß aus dem Vorjahresabschluss übernommen.

Die für Gebietskörperschaften in Nordrhein-Westfalen und damit auch für den Rhein-Sieg-Kreis

geltenden Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind in allen wesentlichen Belangen be-

achtet worden. Der Anhang enthält die vorgeschriebenen Angaben zu den einzelnen Posten von 

Bilanz, Ergebnis- und Finanzrechnungen und gibt die sonstigen Pflichtangaben richtig und voll-

ständig wieder.

Eine Darstellung der für den Jahresabschluss wesentlichen Bewertungsgrundlagen, die zum Ver-

ständnis der Gesamtaussage erforderlich sind, findet sich in Abschnitt F.II. 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kreises vermittelt.

3. LAGEBERICHT

Der von uns geprüfte Lagebericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezem-

ber 2022 ist diesem Bericht als Anlage I beigefügt. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 

Prüfung gewonnenen Erkenntnisse vermittelt der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
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der Lage des Rhein-Sieg-Kreises. In allen wesentlichen Belangen steht der Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Kreisordnung (KrO NRW) für das Land

Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) und stellt 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die nach § 53 KrO NRW 

i. V. m. § 49 KomHVO NRW gemachten Angaben sind vollständig und zutreffend.

III. FESTSTELLUNGEN ZU BEREICHEN, DIE SICH NICHT UNMITTELBAR AUF DIE 
RECHNUNGSLEGUNG BEZIEHEN

Wir haben bei unserer Prüfung die nachfolgend beschriebenen Tatsachen festgestellt, die sich 

nicht unmittelbar auf die Rechnungslegung beziehen. Über diese berichten wir nach § 321 Abs. 1 

Satz 3 HGB wie folgt:

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 wurde nicht gemäß § 53 KrO NRW i. V. m. § 95 

Abs. 5 GO NRW innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufgestellt und dem 

Kreistag zur Feststellung vorgelegt.



GEGENSTAND DER PRÜFUNG

Seite 12

D. GEGENSTAND DER PRÜFUNG

Gegenstand unserer Abschlussprüfung waren die Buchführung und der nach den Vorschriften der 

Kreisordnung (KrO NRW) für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Gemeindeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kommunalhaushaltsverordnung Nord-

rhein-Westfalen (KomHVO NRW) sowie — sofern einschlägig — den ergänzenden Bestimmungen 

der Satzung des Kreises aufzustellende Jahresabschluss für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022

bis zum 31. Dezember 2022. Dieser besteht aus

— der Bilanz

— der Ergebnisrechnung

— der Finanzrechnung

— den Teilergebnisrechnungen

— den Teilfinanzrechnungen sowie

— dem Anhang einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden.

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Rhein-Sieg-Kreises für das Haushaltsjahr vom 

1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 

Gemäß § 317 Abs. 4a HGB hat sich die Prüfung nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand 

der geprüften Einheit oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesi-

chert werden kann.

Die Verantwortung für Jahresabschluss und Lagebericht haben wir im Bestätigungsvermerk (Ab-

schnitt B.) beschrieben. 
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E. ART UND UMFANG DER AUFTRAGSDURCHFÜHRUNG

Wir haben die Grundzüge unseres prüferischen Vorgehens im Bestätigungsvermerk dargestellt 

(Abschnitt B.). Darüber hinaus geben wir hierzu nachfolgend weitere Erläuterungen: 

Risiko- und systemorientierter Prüfungsansatz

Grundlage unseres risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes ist die Erarbeitung einer Prü-

fungsstrategie. Die hierzu notwendige Risikobeurteilung basiert auf der Einschätzung der Lage, 

der Geschäftsrisiken und des Umfeldes sowie des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-

systems des Kreises. Darüber hinaus berücksichtigen wir bei dieser Einschätzung unser Verständ-

nis vom Prozess der Aufstellung des Jahresabschlusses und von den Vorkehrungen und Maßnah-

men (Systeme), die der Landrat als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lagebe-

richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 

zu können.

Auf der Grundlage unserer Risikobeurteilung haben wir die relevanten Prüffelder sowie Prüfungs-

schwerpunkte auf Abschluss- bzw. Aussageebene bestimmt und das Prüfprogramm entwickelt. In 

unserem Prüfprogramm wurden Art und Umfang der jeweiligen Prüfungshandlungen festgelegt.

Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Aufbau- und Kontroll-

tests, aussagebezogene analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen (sonstige aussa-

gebezogene Prüfungshandlungen) für die ausgewählten Prüffelder. Dabei wurden Wesentlich-

keitsaspekte berücksichtigt.
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Beschreibung des Prüfungsprozesses 

Unseren Prüfungsprozess haben wir in Phasen unterteilt, die mit der Auftragsannahme/-fortfüh-

rung beginnen und sich bis zur Berichterstattung erstrecken. Die nachfolgende Abbildung stellt 

unseren Prüfungsprozess zusammengefasst grafisch dar. 

Die dargestellten Phasen berücksichtigen die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung. 

Als Schwerpunkte unserer Prüfung haben wir festgelegt:

— Prüfung des Prozesses der Jahresabschlussaufstellung

— Vollständigkeit, Existenz und Genauigkeit der ordentlichen Erträge

— Bewertung der Finanzanlagen

— Vollständigkeit und Bewertung der sonstigen Rückstellungen

Alle Prüfungshandlungen erfolgten jeweils anhand bewusst oder repräsentativ ausgewählter Ele-

mente. Die Bestimmung der jeweiligen Auswahl erfolgte abhängig von unseren Erkenntnissen 

über das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem sowie von Art und Umfang der Ge-

schäftsvorfälle.

Bei der Durchführung von Einzelfallprüfungen haben wir Bestätigungen bzw. Mitteilungen und 

Auskünfte Dritter eingeholt von Beziehern von Ausleihungen und für die Gesellschaft tätigen Kre-

ditinstituten.

Bei der Prüfung der versicherungsmathematischen Berechnung

— der Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen

haben wir die Ergebnisse der versicherungsmathematischen Gutachten eines Sachverständigen 

des Landrats genutzt.

1 2 43

Entscheidung über Auf-
tragsannahme/-fortführung 
einschließlich Beurteilung 
der Unabhängigkeit

Abstimmung von Art und 
Umfang des Auftrags ein-
schließlich der Festlegung 
von zusätzlichen Prüfungs-
schwerpunkten

Disposition notwendiger 
fachlicher Ressourcen 
unter Berücksichtigung 
der Berufsgrundsätze

Bildung eines Gesamt-
urteils auf Basis der 
Prüfungsergebnisse

Berichterstattung 
über Ergebnisse der 
Abschlussprüfung

Gewinnung eines Verständ-
nisses von Unternehmen
und Geschäftsverlauf

Beurteilung der Ange-
messenheit des rech-
nungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems

Ableitung der Risiken 
wesentlicher falscher 
Darstellungen

Entwicklung und Festlegung 
der risikoorientierten 
Prüfungsstrategie und des 
Prüfungsprogramms

Durchführung der 
Prüfungshandlungen zur 
Adressierung der Risiken

Würdigung der 
Relevanz und 
Verlässlichkeit der 
Prüfungsnachweise

Definition des 
Prüfungsgegenstands 
und Auftragsannahme

Risikobeurteilung 
und Entwicklung der 
Prüfungsstrategie

Erlangung von 
Prüfungsnachweisen

Abschluss der Prüfung 
und Berichterstattung
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Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er insgesamt den Vorschriften der Kreisordnung 

(KrO NRW) für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfa-

len (KomHVO NRW) entspricht, sowie mit dem Jahresabschluss und mit den bei unserer Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob er insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage des Rhein-Sieg-Kreises vermittelt. Dabei haben wir Prüfungshandlungen zu den von dem 

Landrat dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durchgeführt. Auf Basis aus-

reichender geeigneter Prüfungsnachweise haben wir hierbei insbesondere die den zukunftsorien-

tierten Angaben von dem Landrat zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nachvollzogen und 

die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen beurteilt.

Wir haben die Prüfung in den Monaten Mai und Juni 2023 bis zum 21. Juni 2023 durchgeführt. 

Zum Abschluss der Prüfung haben wir von den gesetzlichen Vertretern eine schriftliche Erklärung 

eingeholt, in der diese mit Datum vom 21. Juni 2023 die Vollständigkeit der uns erteilten Aufklä-

rungen und Nachweise sowie von Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht bestätigt haben. 

Der Landrat des Kreises erteilte alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise.
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F. ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

I. RECHNUNGSLEGUNGSNORMEN

Beim Rhein-Sieg-Kreis handelt es sich um eine kommunale Gebietskörperschaft. Der Jahresab-

schluss wurde somit nach den gemeinderechtlichen Vorschriften des Landes Nordrhein-Westfalen 

aufgestellt.

Die Verpflichtung zur Aufstellung eines Lageberichts (nach § 49 KomHVO) ergibt sich ebenfalls 

aus den landesrechtlichen Vorschriften.

II. WESENTLICHE BEWERTUNGSGRUNDLAGEN

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfordert aufgrund der gesetzlichen Wahlrechte eine Viel-

zahl von Bilanzierungs- und Bewertungsentscheidungen seitens des Landrats des Kreises. Im Fol-

genden gehen wir gemäß § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB auf die wesentlichen Bewertungsgrundlagen 

einschließlich der Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten ein. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Anhang (Anlage I) gemäß § 45 KomHVO NRW

beschrieben. 

Im Einzelnen heben wir nachfolgend wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden her-

vor:

— Aufwendungen für die Erhaltung der gemeindlichen Leistungsfähigkeit 

Der Kreis hat gemäß § 33a KomHVO i. V. m. § 5 des NKF-COVID-19-Ukraine-

Isolierungsgesetzes (NKF-CUIG) bei der Aufstellung der Jahresabschlüsse 2020 bis 2022 je-

weils die Summe der Haushaltsbelastung infolge der COVID-19-Pandemie für 2020 bis 2022 

ermittelt und gesondert als Bilanzierungshilfe aktiviert. Bei der Aufstellung des Jahresab-

schlusses 2022 wurden zudem die Haushaltsbelastungen des Krieges gegen die Ukraine ermit-

telt und berücksichtigt. 

Der Gesamtbetrag ist, soweit dies möglich war, durch eine gesonderte Erfassung der konkre-

ten Haushaltsbelastungen ermittelt worden. Weitere COVID-19 und Ukraine-Kriegs bedingte 

Belastungen, die sich nicht exakt feststellen ließen, hat der Kreis durch Gegenüberstellung 

ausgewählter Ansätze der Ergebnisplanung mit den entsprechenden Erträgen und Aufwendun-

gen in der Ergebnisrechnung ermittelt. In beiden Fällen sind nicht nur Mindererträge und 

Mehraufwendungen, sondern auch damit sachlich zusammenhängende Mehrerträge und Min-

deraufwendungen berücksichtigt worden. 

Die weitere bilanzielle Behandlung der Bilanzierungshilfe in den künftigen Haushaltsjahren 

richtet sich nach § 6 NKF CUIG. 
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— Sachanlagen

Die Bewertung der Sachanlagen erfolgt zu Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Be-

rücksichtigung planmäßiger Abschreibungen. Die Abschreibungen erfolgen ausnahmslos linear 

und entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer unter Zugrundlegung der Ab-

schreibungstabelle des Rhein-Sieg-Kreises. Soweit eine dauernde Wertminderung vorliegt, 

erfolgt eine Abschreibung auf den beizulegenden Wert.

— Forderungen

Die Forderungen werden mit dem Nennwert bewertet. Einzel- und Pauschalwertberichtigun-

gen werden gebildet.

— Aktive Abgrenzungsposten

Hier werden gegebene Zuwendungen für Investitionsfördermaßnahmen ausgewiesen, die mit 

einer mehrjährigen Gegenleistungsverpflichtung verbunden sind und ab Inbetriebnahme der 

geförderten Anlage über den Zeitraum der jeweiligen Zweckbindung aufgelöst werden.

— Sonderposten für Zuwendungen

Die Sonderposten werden für erhaltene Zuwendungen von Dritten gebildet. Diese werden 

entsprechend der Nutzungsdauer des durch die Zuwendung finanzierten Vermögensgegen-

standes ertragswirksam aufgelöst.

— Pensionsrückstellungen

Die Rückstellungen für Pensions- und Beihilfeansprüche wurden durch die Rheinische Versor-

gungskasse nach § 37 Abs. 1 KomHVO berechnet. Gemäß § 37 Abs. 1 KomHVO wurde ein 

Rechnungszinsfuß von 5 % zugrunde gelegt.

— Instandhaltungsrückstellungen

Für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen wurden nach § 37 Abs. 4 KomHVO Rückstellun-

gen angesetzt, soweit deren Nachholung hinreichend konkret beabsichtigt ist und sie als bis-

her unterlassen zu bewerten sind.

— Sonstige Rückstellungen

Rückstellungen wurden nach dem Grundsatz der kaufmännischen Vorsicht für sämtliche er-

kennbaren Risiken und ungewisse Verpflichtungen nach dem Grundsatz der Wesentlichkeit ab 

einer Grenze von 20.000 € gebildet, soweit sie bis zum Zeitpunkt der Erstellung des Jahres-

abschlusses bekannt geworden sind und bereits am Bilanzstichtag vorlagen.

— Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rückzahlungsbetrag passiviert.

— Passive Rechnungsabgrenzung

Die passive Rechnungsabgrenzung beinhaltet erhaltene zweckgebundene Zuweisungen für In-

vestitionsfördermaßnahmen, die entsprechend der zugehörigen aktiven Rechnungsabgren-

zungsposten über den Zeitraum ihrer Zweckbindungsfrist ertragswirksam aufgelöst werden.
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G. SCHLUSSBEMERKUNG UND UNTERZEICHNUNG DES 
PRÜFUNGSBERICHTS 

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für das 

Haushaltsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 des Rhein-Sieg-Kreises, Siegburg, 

haben wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Erstellung von Prüfungsberichten des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., 

Düsseldorf (IDW PS 450 n.F. (10.2021) und IDW PS 730), erstattet.

Der von uns erteilte Bestätigungsvermerk ist in Abschnitt B. dieses Prüfungsberichts wiedergege-

ben. 

Bonn, 21. Juni 2023

BDO AG  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

@@muz=@@ @@vwp=@@

Veldboer  Offergeld  

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@vwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwvwp=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=p=@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@mumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumumuz=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=z=@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@@
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© BDO, 1. März 2021 

- Besondere Auftragsbedingungen -

1. Allgemeines

(a) Wir erbringen unsere Leistungen auf Basis (i) des Auftragsschreibens und
etwaiger, dem Auftragsschreiben beigefügter spezifischer Anlagen (insbeson-
dere etwaiger Leistungsbeschreibungen, Widerrufsbelehrungen für Verbrau-
cher und Portalnutzungsbedingungen) (ii) dieser Besonderen Auftragsbedin-
gungen (BAB) und (iii) der Allgemeinen Auftragsbedingungen des Instituts der
Wirtschaftsprüfer (AAB) (zusammen nachfolgend „Mandatsvereinbarung“).
Dies gilt auch für den Teil der Leistungen, der ggf. schon vor dem rechtswirk-
samen Abschluss der Mandatsvereinbarung erbracht wurde. Abweichende
oder widersprechende Geschäftsbedingungen gelten nur, wenn sie von uns
ausdrücklich schriftlich anerkannt wurden. Die Regelungen unseres Auftrags-
schreibens, die BAB und AAB gelten auch dann, wenn wir einer Beauftragung
unter Zugrundelegung abweichender Geschäftsbedingungen (z.B. im Rahmen
von Bestellscheinen) nicht ausdrücklich widersprechen.

(b) Sofern nichts anderes vereinbart ist, finden die BAB und AAB auch dann
Anwendung, wenn wir über die im Auftragsschreiben oder in etwaigen Anla-
gen vereinbarten Leistungen hinaus für Sie tätig werden.

2. Vergütung, Fälligkeit

(a) Unsere Rechnungen, inkl. etwaiger Abschlags- und Vorschussrechnungen,
werden in Euro erstellt und sind sofort fällig. Die von etwaigen Subunterneh-
mern erbrachten Leistungen stellen wir Ihnen als eigene Auslagen in Rech-
nung. 

(b) Für die Anforderung von Vorschüssen gilt Nummer 13 (1) Satz 2 AAB. Im
Übrigen sind wir berechtigt, jederzeit angemessene Abschläge auf Honorare
oder Gebühren und Auslagen sowie Nebenkosten in Rechnung zu stellen.

(c) Angaben zum voraussichtlich anfallenden Honorar verstehen sich grund-
sätzlich als Honorarschätzung, sofern nicht ausdrücklich ein Pauschalhonorar
vereinbart ist. Ein Pauschalhonorar darf überschritten werden, wenn durch
den Eintritt unvorhersehbarer Umstände, die nicht in unserem Verantwor-
tungsbereich liegen, ein nicht nur unerheblicher Mehraufwand entsteht.

(d) Endet unsere Leistungserbringung vorzeitig, sind wir berechtigt, den bis
dahin entstandenen Zeitaufwand abzurechnen, sofern die Beendigung der
Mandatsvereinbarung nicht durch ein pflichtwidriges Verhalten unsererseits
verschuldet wurde. Auch im letzteren Fall kann aber der bisherige Zeitauf-
wand abgerechnet werden, sofern und soweit die erbrachte Leistung trotz
der vorzeitigen Vertragsbeendigung verwertbar ist.

(e) Die StBVV findet nur Anwendung, sofern und soweit dies ausdrücklich
schriftlich vereinbart ist. Sofern Sie uns nach Abschluss der Mandatsverein-
barung mit weiteren, über das Auftragsschreiben hinausgehenden Leistungen
beauftragen, werden diese entweder gemäß gesonderter Vereinbarung oder,
in Ermangelung einer gesonderten Vereinbarung, mit den in unserem Hause
für die jeweilige Leistung üblichen Stundensätzen abgerechnet, die wir Ihnen
auf Wunsch gerne mitteilen. 

(f) Sofern wir (ggf. auch erst nach der Leistungserbringung) gebeten oder
verpflichtet werden, Informationen im Zusammenhang mit unserer Leistungs-
erbringung einem Gericht, Sach- oder Insolvenzverwalter, einer Behörde, Re-
gulierungs- und Aufsichtsstellen (WPK, PCAOB, DPR) oder anderen Dritten zur
Verfügung zu stellen (dies schließt Vernehmungen unserer Mitarbeiter als
Zeugen ein), dürfen wir den in diesem Zusammenhang entstehenden Zeitauf-
wand in Rechnung stellen. Wir werden für diese Tätigkeiten die mit Ihnen in
der Mandatsvereinbarung geregelten Stundensätze in Ansatz bringen. 

3. Haftungsbeschränkung

(a) Soweit in dieser Nummer 3 BAB nichts anderes bestimmt ist, bemisst sich
unsere Haftung nach Maßgabe der Nummer 9 der AAB. Abweichend von Num-
mer 9 (2) und (5) der AAB tritt allerdings an die Stelle der dort genannten
Haftungshöchstbeträge einheitlich ein Betrag von € 5 Mio. Nummer 9 (1) der
AAB bleibt stets unberührt.

(b) Sofern Sie der Auffassung sind, dass das unserer Leistungserbringung in-
newohnende Risiko den Betrag von € 5 Mio. nicht nur unerheblich übersteigt,
sind wir bereit, mit Ihnen und unserem Haftpflichtversicherer die Möglichkeit
und die Kosten einer Erhöhung unserer Haftungsgrenze zu erörtern. Kommt
es in diesem Zusammenhang zu einem gesonderten Prämienaufwand, so ist
dieser von Ihnen zu tragen. 

(c) Wir haften entgegen Nummer 9 (2) AAB und 3 (a) BAB nur dann betrags-
mäßig unbegrenzt, sofern dies (i) ausdrücklich schriftlich vereinbart oder (ii)
nach US-amerikanischen Unabhängigkeitsregelungen zwingend erforderlich
ist.

4. Unsere Arbeitsergebnisse

Arbeitsergebnisse die schriftlich darzustellen und zu unterzeichnen sind, sind 
nur verbindlich, wenn sie von zwei Mitarbeiter/innen original unterzeichnet 
wurden bzw. in E-Mails zwei Mitarbeiter/innen als Unterzeichner benannt 
sind. Sofern nichts anderes vereinbart wird und keine gesetzlichen oder be-
rufsständischen Regelungen entgegenstehen, sind wir auch berechtigt, un-
sere Arbeitsergebnisse ausschließlich (i) als PDF und/oder (ii) per E-Mail 
und/oder (iii) mit qualifiziert elektronischer Signatur auszuliefern. 

5. Weitergabe unserer Arbeitsergebnisse, Nutzungsrechte

(a) Unsere Arbeitsergebnisse dienen einzig dem vertraglich vereinbarten
Zweck, sind daher ausschließlich an Sie gerichtet und dürfen zu keinem an-
deren Zweck verwendet werden. Für die Weitergabe unserer beruflichen Äu-
ßerungen an Dritte oder deren Verwendung zu Werbezwecken gilt Nummer 6
der AAB.

(b) Eine schriftliche Zustimmung zur Weitergabe unserer beruflichen Äuße-
rungen an Dritte erfolgt regelmäßig nur unter der Bedingung der vorherigen
Unterzeichnung einer berufsüblichen Weitergabevereinbarung (Hold Harm-
less Release Letter) durch den oder die Dritten, sofern nichts anderes schrift-
lich vereinbart wird. Eine Weitergabe unserer Arbeitsergebnisse darf stets
nur in vollem Wortlaut inkl. aller Anlagen erfolgen. § 334 BGB bleibt von einer
Weitergabe unberührt.

(c) Sie sind verpflichtet, uns von allen Schäden freizuhalten, die aus einer
Nichtbeachtung der vorstehenden Regelungen gemäß Nummer 5 (a) und/oder
(b) entstehen. 

(d) Wir räumen Ihnen Nutzungsrechte an den von uns erstellten Arbeitsergeb-
nissen nur insoweit ein, als dies angesichts des Zwecks der jeweiligen Man-
datsvereinbarung erforderlich ist.

6. Grundlagen unserer Zusammenarbeit

(a) Der zur Erbringung unserer Leistungen anfallende und unserer Honorarkal-
kulation zugrunde liegende Zeitaufwand hängt maßgeblich davon ab, ob die
Voraussetzungen gemäß Nummer 3 (1) der AAB vorliegen.

(b) Sofern sich aus dem Auftragsschreiben, uns bindenden gesetzlichen Rege-
lungen oder sonstigen Vorschriften sowie einschlägigen Standards nichts an-
deres ergibt, sind wir nicht verpflichtet, die uns zur Verfügung gestellten
Informationen auf inhaltliche Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen.

7. Besondere Vorschrift für die Steuerberatung

(a) Sie beauftragen und bevollmächtigen uns, die für Sie erstellten Angaben,
die für eine elektronische Übermittlung an die Finanzbehörden vorgesehen
und jeweils freigegeben sind, in Ihrem Namen unmittelbar über die DATEV eG
bei der zuständigen Stelle der Finanzverwaltung elektronisch einzureichen.
Auftrag und Bevollmächtigung gelten ab sofort und sind jederzeit widerruf-
lich. Der Widerruf bedarf mindestens der Textform.

(b) Die Übersendung fristbehafteter Schriftstücke verpflichtet uns nur dann
zur Einleitung fristwahrender Maßnahmen, wenn uns diese per Post oder per
Fax übermittelt werden. 

8. Elektronische Kommunikation und Virenschutz

Für die elektronische Kommunikation gilt Nummer 12 der AAB. Ihnen ist dar-
über hinaus bekannt, dass Daten, die über das Internet versendet werden, 
nicht zuverlässig gegen Zugriffe Dritter geschützt werden, verloren gehen, 
verzögert übermittelt oder mit Viren befallen sein können. Im Rahmen des 
gesetzlich Zulässigen übernehmen wir deshalb keine Verantwortung und Haf-
tung für die Unversehrtheit von E-Mails, nachdem sie unseren Herrschaftsbe-
reich verlassen haben, und für Ihnen oder Dritten hieraus entstehende Schä-
den. Dies gilt auch, sofern trotz der von uns verwendeten Virusschutzpro-
gramme durch die Zusendung von E-Mails ein Virus in Ihre Systeme gelangt.  

9. BDO Netzwerk, Sole Recourse

(a) Wir sind Mitglied von BDO International Limited, einer britischen Gesell-
schaft mit beschränkter Nachschusspflicht, und gehören zum internationalen
BDO Netzwerk rechtlich voneinander unabhängiger Mitgliedsfirmen. BDO ist
die Marke des BDO Netzwerks und der BDO Mitgliedsfirmen („BDO Firm“). Zur
Auftragsdurchführung dürfen wir andere BDO Firms als Subunternehmer ein-
schalten. Zu diesem Zweck entbinden Sie uns bereits jetzt diesen gegenüber
von unserer Verschwiegenheitspflicht. 
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(b) Sie erkennen an, dass wir in diesen Fällen die alleinige Verantwortung
auch für die Leistungen unserer BDO Firms übernehmen. Demgemäß werden
Sie gegen eine BDO Firm, die wir als Subunternehmer eingeschaltet haben
(einschließlich der BDO International Limited und der Brussels Worldwide Ser-
vices BVBA), keine Ansprüche jedweder Art geltend machen. Dies gilt nicht
für Ansprüche, die sich auf strafbares und/oder vorsätzliches Handeln bezie-
hen, sowie auf etwaige weitere Ansprüche, die nach dem Recht der Bundes-
republik Deutschland nicht ausgeschlossen werden können.

(c) Die nach der Mandatsvereinbarung zur Anwendung kommenden Regelun-
gen zur Haftung und insbesondere die Haftungsbeschränkung gelten auch zu-
gunsten der BDO Firm, die wir als Subunternehmer einschalten. Diese können
sich unmittelbar auf die Regelungen in vorstehender Nummer 9 (b) BAB be-
rufen.

10. BDO Legal Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (BDO Legal), BDO Konzern

(a) Sofern Sie im Zusammenhang mit unseren Leistungen auch die BDO Legal
oder andere Gesellschaften des BDO Konzerns beauftragen, entbinden Sie uns
diesen ggü. bereits jetzt bzgl. aller auftragsrelevanten Informationen von der
Verschwiegenheitspflicht, um eine möglichst reibungslose und effiziente
Leistungserbringung zu ermöglichen.

(b) Wir sind von der BDO Legal und anderen Gesellschaften des BDO Konzerns
rechtlich unabhängig. Entsprechend übernehmen wir weder Verantwortung
für deren Handlungen oder Unterlassungen, noch begründen wir mit diesen
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder haften mit diesen gesamtschuld-
nerisch.

11. Geldwäschegesetz, Sanktionen

Wir sind nach den Bestimmungen des Gesetzes über das Aufspüren von Ge-
winnen aus schweren Straftaten (GwG) u.a. verpflichtet, in Bezug auf unsere 
Vertragspartner Identifizierungshandlungen durchzuführen. Sie sind daher 
verpflichtet, uns alle nach dem GwG mitzuteilenden Informationen und Nach-
weise vollständig und wahrheitsgemäß zukommen zu lassen und diese im wei-
teren Verlauf der Geschäftsbeziehung unaufgefordert zu aktualisieren. Auf 
unsere Verpflichtungen zur Beendigung von Geschäftsbeziehungen gemäß der 
einschlägigen Regelungen des GwG weisen wir ausdrücklich hin. Ferner wei-
sen wir darauf hin, dass wir unsere Geschäftsbeziehungen u.a. auch im Hin-
blick auf einschlägige nationale bzw. internationale Sanktionen überprüfen. 
Wir behalten uns vor, die Geschäftsbeziehung durch fristlose Kündigung zu 
beenden, sofern wir im Rahmen der Sanktionsprüfungen feststellen, dass Sie 
und/oder etwaige Sie beherrschende Gesellschafter von einschlägigen Sank-
tionen betroffen sind. 

12. Marketing

Soweit Sie uns schriftlich nicht anders anweisen und keine höchstpersönli-
chen Angelegenheiten oder Mandate von Verbrauchern i.S.d. § 13 BGB 

betroffen sind, gestatten Sie uns, den Auftragsinhalt zu Marketingzwecken 
bekannt zu machen. Die Gestattung erstreckt sich ausschließlich auf die sach-
liche Beschreibung des wesentlichen Auftragsinhalts und des Auftraggebers 
(z.B. Referenzlisten mit Firma und Logo sowie Score Cards). 

13. Verjährung

(a) Für die Verjährung von Mängelbeseitigungsansprüchen gilt Nummer 7 (2)
der AAB. Im Übrigen gelten für die Verjährung die nachfolgenden Absätze. 

(b) Im Falle von einfacher Fahrlässigkeit, die nicht die Verletzung von Leben,
Körper, Freiheit oder Gesundheit zum Gegenstand hat, beträgt die regelmä-
ßige Verjährungsfrist für gegen uns gerichtete Ansprüche ein Jahr.

(c) Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem
der Anspruch entstanden ist und Sie von den anspruchsbegründenden Um-
ständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt haben oder ohne
grobe Fahrlässigkeit hätten erlangen können. Ohne Rücksicht auf die Kenntnis
oder grob fahrlässige Unkenntnis verjähren die Ansprüche nach Ablauf einer
Frist von fünf Jahren ab ihrer Entstehung sowie ohne Rücksicht auf ihre Ent-
stehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von
der Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen Scha-
den auslösenden Ereignis an. Maßgeblich ist die früher endende Frist.

(d) Im Übrigen verbleibt es bei den gesetzlichen Vorschriften.

14. Gerichtsstand, Formerfordernis, Salvatorische Klausel

(a) Sofern Sie Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder
ein öffentlich rechtliches Sondervermögen sind oder keinen allgemeinen Ge-
richtsstand im Inland haben, ist Gerichtsstand für alle Streitigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Mandatsvereinbarung nach unserer Wahl (i) Hamburg,
(ii) das Gericht an dem Ort, an dem die streitgegenständlichen Arbeiten er-
bracht wurden, oder (iii) das Gericht, in dessen Zuständigkeitsbereich Sie Ih-
ren Sitz oder Wohnort haben.

(b) Jede Änderung, Ergänzung oder Aufhebung der Mandatsvereinbarung be-
darf mindestens der Textform. Dies gilt auch für eine Änderung, Ergänzung
oder Aufhebung dieser Nummer 14 (b) BAB.

(c) Sollten eine oder mehrere Regelungen dieser Vereinbarung ganz oder teil-
weise nichtig oder undurchführbar sein, berührt dies nicht die Wirksamkeit
der übrigen Bestimmungen. An die Stelle der nichtigen oder undurchführba-
ren Regelung tritt in dem Fall eine andere Regelung, die den gewünschten,
von den Vertragsparteien angestrebten Zielen soweit als möglich entspricht.
Dies gilt entsprechend im Falle einer Vertragslücke.
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